
Stadt Leonberg 

Bebauungsplan 
PI.Ber. 0 2.0 :1-8 

~ M 1:2QO 

"Seedamm" 
Verfahrensvermerke 

Zur. Aufstelluflg gem ~ 2 Abs, 1 BauGB 
beschlossen 

Zur öffenthchen Auslegung gem ~ 3 Abs. 2 BouGB 
beschlossen 

Auslegung bekanntgemach,t 

Öltentlieh ausgelegt vom .,:2:..!;1.":.,0 9::.:..1!Z9.::..:9 2:.___ 

' A,ls .Satzung gem. § 10 BouGB 
vom Gemeinderot beschlossen 

Geprüft gem. § 11 BouGB .vom Regierungspräsidium 
Stullgart 'rmt ErtoO Nr. 22-251-2210-02.01 

bekOinnfgemocht ·und in Kraft getreten 

, 

am 

am 

om 

bis 

om 

vom 

om 

25.08.1992 

25.08~ 1992 

10. 09.1992 

23.10. 1992 

01.12 .19.g2 

13.05.1993 

03.06. 1993 

Ausgel er tigt. 02.12.1992 

.. \ . 

Mit lnkrofttreten d1eses Bebauungsplanes treten olle anderen Vorschnften· 
ouOer Kraft. dies g1ll insbesondere für die o.o. Bezugspläne 

Rechtsgrundlage dieses Bebauungsplanes sind· 
I 

Das Bau_gesetzbuch (BouGBl vom 08,12.19ß6 IBGBI. I S. 22531 
Die Bounutwngsver?rdnung IBouNVOl vom 26.01.1990 IBGBI I 5: 1331 
Oie Planzeichenverordnung IPianzV 901 vom 18.12.1990 IBGBI. S. 581 
Die Landesbauordnung fur Bod!!n-Würltemberg ILBO) vom 28.11.1983 !Ge.BI. S 7701 

Sewie die Jew.eillgen ergonzenden Rechts'ilerordnungen und Ver~altungsvorschnften 

Leonberg. den 19.08.1992 Aufgestellt : 

Gefertigt; 

, 
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Zeichenerklärung 
-Pianzeichenverordnung 1990-
Art der baulichen Nutzung IS 9 Abs . 1 Nr . 1 BauGB, SS 1- 15 
BauNVO) 

Allgemeines Wohngebiet IS 4 BauNVO) 

Besonderes Wohngebiet (S 4 BauNVO) 

Kernqeb:et IS 7 BauNVO) 

Keß der baulichen Nutzunq (S 9 Abs. l Nr . 1 BauGB, SS 16.- 21 a 
BäüNVO) 

0,8 

@ 
111 

EFH 
HbA min./max. 
TH min./max. 

FH max. 

LH- min. 

Grundflächenzahl 

Geschoßflächenzahl 

Zahl der Vollgeschosse 

Erdgeschoß fußbodenhöhe 

Höhe baulicher Anlagen (min . , max . ~ 

Traufhöhe (min . max . ) 

Firsthöhe (max . ) 

Lichte Höhe (min . ) 

Bauweise (S 9 Abs . 1 Nr. 2 BauGB, S 22 BauNVO) 

a 
0 

abweichende Bauweise 
offPne 3auweise 



Oberbaubar e und nicht überbaubare GrundstUcksflächen 
(S 9 Aba . l Nr . 2 BauGB, S 23 BauNVO) 

r~~::::~~~~t=====~nicht überbaubare Grundstückfläche 
überbaubare Grundstücksfläche 

------1--if---- Baulinie (§ 23 Abs. 2 BauNVO) 

---1!!11!!11~~--- Baugrenze ( § 23 Abs. 3 BauNVOl 

Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs . 1 Nr . 2 BauGB) 

• • rieat=ichtung .. t • Hauptfirstrichtung mit Nebe~firstrichtung 

Flächen für den Gemeinbedarf (S 9 Abs . 1 Nr . 5 BauGB) 

••••••• • • •Friedhof • ........ 
dQrlf• 

Sporthone: 
••••••• 

Friedhofsvorplatz mit Aussegnungshal le 

Festhalle/Sporthalle mit zuqehö_riger 
Parkierung 

Verkehrsfliehen (S 9 Abs . 1 Nr. ll DauCB) 

••• 

Straßenfläche 

Gehweg 

Verkehrsflächebesonderer Zweckbestimmung. 

öffentliche Parkplätze 

Verkehrsgrün 

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt zur 
Verkehrsfläche 

Grünflächen (S 9 Abs . 1 Nr . 15 BauGBI 

öffentliche Grünfläche•mit Wasser- und 
Spielfläche 



Mit Geh- , Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
ls 9 Abs. 1 Nr . 21 BauGB) 

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zuqunsten 
der Allgemeinheit 

Pflanzgebot und Pflanzbindung IS 9 Abs. 1 Nr . 25 BauGB) 
' 

••••••• 
: pfg : 
••••••• 

111 1111 111 

FD 
SD 

PD 
ON m;n. 43• 

Sonstige Pestsetzungen 

•••••• 

M cM M M M M 

X 

381.82 

Fl~chenhaftes Pflanzgebot 
. ( § 9 Abs . 1 Nr . 25 a BauGB) 

Pflanzbindung ft\r Einzelbäume 
(§ 9 Abs. 1 Nr . 25 b ' BauGB) 

Treppen 

9 Abs . 4 BauGB 

• 
FlachdacH 

Satteldach 

Pultdach 

Dachneigung (mind. 48") 

1 

Grenze des rrumlichen Geltungsber~ches 
des Bebauungsplanes (§ 9 Abs . 7 BauGB) 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen 
I§ 9 Abs . 1 BauGB, S 16 Abs. 5 BauNVO) 

Abqrenzung unterschiedlicher Gebäude­
höhen (S 9 Abs. 1 BauGB,) 

Abgrenzung unterschiedlicher Dachformen, 
Firstrichtungen , Nebenfirstrichtungen 

Bezugspunkt der eingetragenen Höhe 

örtlich gemessene Höhe 



Textliche Festsetzungen 

In Ergänzung der Planzeichen wi rd folgendes festgesetzt: 

I . Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB und BauNVO) 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs . 1 Nr. 1 BauGB, 
§§ 1 - 15 BauNVO) 

entsprechend Planeinschrieb 

1. 1 Allgemeine Wohngebiete (WAl(§ 4 BauNVO) 

Im allgemeip~n Wohngebiet (WA) sind die Nutzungen nach 
§ 4 Abs . 2 zugelassen. .... . 
Die als Ausnahme aufgeführten Nutzungen nach § 4 
Abs. 3 sind nicht Bestanqteil des ~ebauungsplanes 
und aaher nicht zugelassen (§ 1 Abs. 6 BauNVO). 

1 .2 Besonderes Wohngebiet (WB) (§ 4a BauNVO) 

1.3 

Im besonderen Wohngebiet (WB) ·s i nd die Nutzungen 
nach § 4 a Abs. 2 zugelassel) .. , 

Die a l s Ausnahmen aufgeführten Nutzungen nach § 4 a 
Abs . 3 Nr. 2 - 3 sind nicht Bestandteil des Bebauungs­
planes und daher nicht zulässig (§ 1 Abs. 6 BauNVO). 

Kerngebiet (MK) (§ 7 BauNVO) 

Im Kerngebiet (MK) sind die Nutzungen nach § 7 Abs . 2 
Nr. 1 - 4 und 6 allgemein ~ugelassen . 

Die nach § 7 ~bs. 2 Nr. 7. zulässi ge Nutzung (sonstige 
Wohnungen) s ind nur ab dem II. OG zugelassen. ( § 1 
Abs. 7 BauNVO) . 

Die nach § 7 Abs. 2 Nr. 5 zulässige Nutzung ist nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes und daher nicht zulässig 
(§ 1 Abs. 5 BauNVO). 

Di~ ·als Ausnahmen aufgeführten Nutzungen nach§ 7 Abs. 3 
sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und daher 
nicht zulässig (§ ~ Abs . 6 BauNVO). 

2. Maß der baulichen Nutzung (.§ 9 Abs . 1 Nr. 1 BauGB, 
§§ 16 - 21 a BauNVO) 

entsprechend Planeinschrieb. 



. 2.1 

2 .1.1 

2 .1. 2 

2.2 

2.2.1 

2.2.2 

2.2.3 

2.2.4 

Geschoßfläche ~ 2o BauNVO) 

Bei der Ermittlung_ der Geschoßfläche sind die Flächen 
von Aufenthaltsräumen in anderen Geschosserl' (Unterge­
schosse und oberste Geschosse) einschließlich der zu 
ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer 
Umfassu.ngswände nicht .mi tzurechryen ( § 2o Abs. 3 BAuNVO) . 

• 
Die zulässige Geschoßfläche kann um die F~äche notwen-
diger Garagen, die unter der Geländeoberfläche he:~rge­
stellt werden , erhöht werden, jedoch max. um 25 % der 
zulässigen Geschoßfläche ( § 21 a Abs. 5 BauNVO). 

~ 

Höhe baulicher Anlagen (S• 9 Abs. 2 BauGB, § 16- 18 
BaUNVO) 

entsprechend Planeinschrieb 

Die Höhenangaben (TH, Fll, HbA) beziehen sich auf da's 
Normalnullsystem (Neues System) . 

Traufhöhe (TH) 

Die Traufhöhe ist als Schnittpunkt Dachhaut mit 
Außenwand festgesetzt. 

Firsthöhe (FH) 

Die· Firsthöhe ist als Schnittpunkt der Dachhaut fest­
gesetzt. 

Höhe baulicher Anlagen (HbA) ·: 

Die Höhe baulicher Anlagen ist bei Flachdäc~ern als 
Oberkante Dach incl. Attika festgesetzt . 

Zahl der Vollgeschosse (§ 16 BauNVO i.V.mit § 2 LBO) 

Die Zahl der Vollgeschosse ist als Höchstgrenze fest­
gesetzt . Eine Uberschreitung der Zahl der Vollgeschosse 
kann als Ausnahme zugelassen v1erden, wenn die Höhe de:r 

, baulichen Anl.age (TH, FH, HbA) e i ngel:\<11 ten wird. 

Die Zahl der Vollgeschosse wird durch nachstehenden 
Sc-hemaschnitt. festgelegt . 

-----lo~Vollgeschon 

Vollgeschoß 

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO), 

entsprechend Planeinschrieb (Nutzungsschablone) 

3.1 Offene Bauweise (o) (§ 22 Abs. 2 BauNVO) 

3.2 Abweichende Bauweise (a) (~ 22 Abs. 4 BauNVO) 

Die Bauweise entspricht innerhalb der Überbaubauren 
Grundstücksfläche der geschlossenen Bauweise. Von 
dieser gesGhlossenen Bauweise darf abgewichen werden, 
wenn die vorhandene Bebauung dies erfordert (§ 7 Abs . 
3 LBO) . 



4. Uberbaubare Grundstücksfläche § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
§ 23 BauNVO 

entsprechend Festlegunq im Lageplan ... 
4.1 Ausnahmsweise kann ein Vortreten von Gebäudeteilen 

über die festgelegte Baugrenze bis max. 1 m zugelassen 
werden. 

4.2 Ausnahmeweise kann ein Vor- bzw. Zurücktreten von 
Gebäudeteilen von der festgelegten Baulinie bis max. 
1 m zugelassen werden. 

5. Stellunq der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Die im Lageplan festgelegte Stellung der baulichen 
Anlagen - Hauptfirstrichtung (ggf. mit Nebenfirstrichtung) -
ist verbindlich. Ausnahmsweise können für untergeordnete 
Dachteile abweichende Firstrichtungen zugelassen weröPn. 

6. Flächen für Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 
BauGB) 

6.1 Garagen und Stellplätze sind allgemein zulässig. 

6.2 Garagen unterhalb der Geländeoberfläche sind auch 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 

6.3 Im Kerngebiet MK sind alle Stellplätze nur unterhalb 
der Geländeoberfläche zulässig. 

7. Flächen für den Gemeinbedarf (§ 9 Ab·s . 1 Nr. 5 BauGB) 

en~sprechend Planeinschrieb -7 . 1 Gemeinbedarfsfläche der Stadt Leonb~rg Aussegnungs-
halle, dem Friedhof untergeordnet . 

7.2 Gemeinbedarfsfläche der Stadt Leonberg für Fest­
hallen-/Sportnutzung mit Halle. 

B. 
~ 

Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmunq (S 9 Abs. 1 Nr. fl BauGB) 

entsprechend Festlegunq im Lageplan 

8.1 Die ausgewiesenen Verkehrsflächen mit besonderer 
Zweckbestimmung dienen als Fußgängerbereich. 

8.2 Fahrverkehr ist nur filr_Anlieger zulässi g . 

. 9 • 

Ausnahmsweise ist im Bereich der Seestraße öPNV-Ver­
kehr zulässig . 

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 eauGB) 

Die ausgewiesene öffentliche Grünfläche dient als 
Grünanlage mjt Wegen, Wasser- und Spielflächen. 



lo. Mit Geh- ,Fahr- und Leitungsrechten zu belastende 
Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Die mit Geh-·, Fahr- und Leitungsrechten belasteten 
Flächen innerhalb des festgesetzten Kerngebietes 
dienen der Allgemeinheit als Zugang und Ein- und Aus­
fahrt zur Parkkaverne mit Zivilschutzeinrichtung. 

Si e können innerhalb der festgelegten überbaubaren 
GrundstUcksflächen überbaut werden, wobei eine lichte 
Höhe von mind . 2 , 7o m über Fahrbahn einzuhalt en ist. 

11. Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Lärm­
schutz) (§ 9 Abs. 1 Nr . 24 und § 9 Abs . 5 BauGB) 

Der Geltungsbereich des B~bauungsplanes wird als 
Flächen gekennzeichnet , in dem die zulässigen Pla­
nungspegel der Vornorm DIN I~oo5 durch Einwirkun­
gen von Verkehrslärm überschritten werden. 

Bei der Bebauung in diesem Gebiet sind besondere 
bauliche Vorkehrungen gegen Verkehrslärm zu treffen, 
die so beschaffen sein müssen , daß in den Aufenthalts­
räumen eine um mind . lo dB (A) betTagende Lärmminderung 
gegenüber dem gebietsbezogenen Planungsrichtpegel und 
i n Arbeitsräumen mit überwiegend geistiger Tätigkeit 
die gebietsbezogenen Planungsrichtpegel dauernd ge­
währleistet sind . 



12. Pfl anzgebot und Pflanzbindunq (§ 9 Abs. l Nr . 25 ... ·,~ 
12 . 1 

12.2 

P~lanzgebot {§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 

Die . so ausgewi.esenen Flächen sind mit standort­
gerechten Laubbäumen zu bepflanzen. Di e Fläche 
,kann durch Zug·änge unterbrochen werden. Es ist 
jedoch mind. alle 15 m ein Baum mit einer PElanz­
fläche von mind . lo m2 zu pfl anzen und zu unter­
halten. 

Pfl anzbindung ( § 9 Abs . 1 Nr. 25 b BauGB) 

Die mit Pflanzbindunq festgesetzten Bäume sind 
zu schützen und zu erhalten. 

Auf die Baumschutzve rordnung vom 24 ·.o2 .1 9B6 wird 
hingewiesen. 

Il:. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen ( § 9 Abs . 4 BauGB, 
§ 73 LBO) 

l. Dachgestaltunq (§ 73 Abs. 1 Nr . l LBO) 

1.1 Dachform, Dachneigung 
' . 

entsprechend Pl.aneinschrieb 

1. 2. -Dachdeckunq· . 

Als Dachdeckung ist bei geneigten DächeLn nur Ziegel­
deckung i n naturr oter Farbe zulässig. Reflektierende· 
Materialien s ind unzulässig . 

Die Dachdeckunq der Dachgaupe n/Zwerchgiebel ist 
entsprechend der Dachdeckung des Hauptdaches auszu­
führetl . 

1.3 Dachbegrünung 

Die F l achdächer sind mit einem Flächenanteil von mind. 
Bo ~ zu begr~nen. 

1 .4 Dachaufbauten 

.. 

Dachaufbauten sind als Dachgaupen oder Zwerchqi ebe l 
zulässig. 

·Di e Summe der Breiten aller Dachaufbauten einer Gebäude ­
seite darf höchstens 1/3 der dazugehörigen J?achlänge 
betragen, bei mehreren Geschosse n rnax . 6o % der 
entsprechenden Dachl änge . Der Abstand der Dachaufbauten 
vom Ortgang und First muß rnind . 2,oo rn betragen . 

Unmittelbar zur El tinger ·straße sind Dachgaupen auf 
mehreren Ebenen unzulässig . 



1.5 Dacheinschnitte 

Dachejnschnitte sind zuläss~g. 

Die Summe der Dacheinschnitte einer Gebäudeseite 
da~f höchstens l/3 bei mehreren Dachgeschos s e n 
höchstens 6o % der dazugehörigen Dachlänge be ­
tragen. Der Abstand der Dacheinschnitte vom Ort­
gang und First muß mind. 2,oo m betrage n. 

Zur Eltinger Straße sind Dacheinschnitte unzulä ssig . 
An einer Dachfläche sind entweder nur Dachaufbaute n 
oder nur Dacheinschnitte zulässig. 

2 . Äußere Gestaltunq baulicher Anlagen {§ 73 Abs. 1 Nr. l 
LBO) 

2.1 Fassadengestaltunq 

3. 

Die Verkleidung der baulichen Anlag.en mit metallisch 
glatten, polierten oder glänzenden Materialien (z.B. 
Asbest-Zement, Metall, Kunststoff, Glas, glasiert e 
Keramik, engobierte Spaltklinker, geschliffene We rk­
und Kunststeine) i s t unzulässig . 

Werbeanlagen ( § 73 Abs . 1 Nr . 1 u . 2 LBO) 

3 .1 I m besonder en Wohngebiet (WB) und Kerngebiet (MK) 
dUrfen Werbeanlagen nur am Ort der Leistung 
und nur an den Wandfläche n angebracht und ers t e llt 
werden. 

Die Höhe der Werbeanlagen darf o ,4o m nicht Uber­
sch:r:eiten . 

Die Werbeanlagen dürfen hinterleuchtet sein. 

Wechselschaltungen sind unzulässig. 

Das Bekleben und Anstreichen von Schaufensterflächen 
ist unzulä~sig. 

3.2 Im allgemeinen Wohngebiet sind Werbeanlagen unzulässig. 

4. Antennen (§ 73 Abs. 1 Nr . 3 LBO) 

Pro Gebäude ist nicht mehr als eine Rundfunk- ode r 
Fernsehantenne zulässig. 

5. Freileitungen (§ 73 Abs. 1 Nr . 4 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind nicht zulässig. 



III. Hinweise 

1. Bautechnische Grundsätze für Großschutzräume des 
Grundschutzes in Verbindung mit Tiefgaragen als 
Mehrzweckbauten 

Bei der Bebauung des Bereichs "Eltinger Straße, 
Seestraße , Seedammstraße" sind die "Bautechnischen 
Grundsätze für Großschutzräume des Grundschutzes 
in Verbindung mit Tiefgaragen als Mehrzweckbauten " 
zu beachten . 

Ergänzung der t extlichen Festsetzun en durch die nachfolgenden 
Ziffern IV und V durch Beschluß des Planungsausschusses vom 
25 . 11.92 

IV . Kennzeichnun von Flächen ( 9 Abs . S BauGB) 

V. 

des GrundstUckes Geb . 
gekennzeichnet , deren 
Stoffen belastet lsein 

Seestraße 
Böden mit 
können (§ 

6 + 6a wird 
umweltge-
9 Abs.S Nr.J 

Die Fläche 
als Fläche 
fährdenden 
BauGB) . 
Vor der Durchführung von 
technisch zu erkunden. 

Ba~aßnahmen sind diese Flächen 

Nachrichtlich übernommene F ls tsetzun en (§ 9 Abs . 6 BauGB ) 


